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Entschließung 
des Nationalrates vom 21. Jänner 2015 

betreffend Reformen des Dienst- und Besoldungsrechtes 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, entsprechende Verbesserungsvorschläge für die aktuelle 
Änderung der Dienstrechtsgesetze aufgrund der Judikatur des EuGH vorzulegen, wenn eine 
eingehende Prüfung ergeben sollte, dass mit der Neuregelung eine Beeinträchtigung der Lebens-
verdienstsumme einhergeht. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, noch im März 2015 die Verhandlungen mit der 
Gewerkschaft Öffentlicher Dienst zur im Regierungsprogramm vorgesehenen Reform des Dienst- 
und Besoldungsrechts mit dem Ziel aufzunehmen, diese bis Ende 2016 als Grundlage für die 
Erstellung einer Regierungsvorlage abzuschließen. 
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